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DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und AfD sowie bei Enthaltung der FDP-Fraktion stimmt der 
Ausschuss dem Gesetzentwurf zu. 
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6 Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung: Kooperationsvereinbarung 

über ein digitales Tool für digitaltaugliche und interoperable Gesetz-
gebung 31 
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* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Ellen Stock teilt mit, Frau Ministerin Scharrenbach habe sich für die heu-
tige Sitzung entschuldigt.  
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1 Drittes Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer 

Vorschriften im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/17474 

Ausschussprotokoll 18/1188 (Anhörung vom 14. April 2026) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 18/17474 an den 
Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung – federführend – 
und den Ausschuss für Heimat und Kommunales am 29. Januar 
2026) 

Vorsitzende Ellen Stock leitet ein, heute erfolgten die Auswertung der Anhörung vom 
14.04.2026 sowie die abschließende Beratung und Abstimmung.  

Jochen Ritter (CDU) sagt, der Gesetzentwurf entspreche in der vorgelegten Form voll 
und ganz den Erwartungen seiner Fraktion, was Entbürokratisierung, Beschleunigung 
und Digitalisierung angehe. Nach seiner Erinnerung habe sich ein Sachverständiger 
sogar zu dem Kommentar verstiegen, wenn man das so beschließen würde, bekäme 
NRW die modernste Bauordnung in ganz Deutschland. Das sehe man auch so. Sie 
sei also in der Form zustimmungsfähig. Gleichwohl wolle er nicht ausschließen, dass 
man auf dem Weg zur zweiten Lesung noch zu Änderungen komme, nicht zuletzt im 
Hinblick darauf, dass vor wenigen Stunden zwei Stellungnahmen eingegangen seien, 
nämlich sowohl von den Kammern der Architekten und Ingenieure als auch von den 
kommunalen Spitzenverbänden, die man natürlich aufgrund der Kürze der Zeit vor 
dieser Sitzung noch nicht habe auswerten können. Seine Fraktion würde sich auch 
heute schon über eine breite Zustimmung freuen.  

Arndt Klocke (GRÜNE) merkt an, aus grüner Sicht sei das ein echter Quantensprung, 
insbesondere mit Blick auf Ausbau, Umbau, Sanierung etc., also Themen, die seiner 
Fraktion immer wichtig seien im Sinne von Schonung von Rohstoffen und Ressourcen. 
Die Anhörung habe das in vielerlei Rückmeldungen widergespiegelt. Verbandsvertre-
terinnen und Verbandsvertreter hätten natürlich die Aufgabe, vorzutragen, was aus 
ihrer Sicht nicht passend sei oder was sie sich anders wünschen würden. Aber in der 
Grundlinie sehe man sich bestätigt mit dem, was da vorgelegt worden sei. Insofern 
spreche viel dafür, das zügig auf den Weg zu bringen und dann hoffentlich im Sommer 
in Kraft treten zu lassen. Die Grünen seien ja relativ unverdächtig, die allerengsten 
Freunde von Haus & Grund zu sein, auch wenn es immer eine durchaus moderate, 
vernünftige Gesprächsebene gebe. Haus & Grund spreche in ihrer Stellungnahme von 
einem baupolitischen Erdbeben im positiven Sinne. Es sei ein Etappenwechsel und 
ein großer Sprung nach vorne. Wenn Grüne Haus & Grund zitierten, dann sollte man 
das machen. Das sei bei vielen anderen Situationen in den letzten Jahren nicht immer 
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der Fall gewesen, aber in dem Punkt passe kein Blatt Papier zwischen Haus & Grund 
und den Grünen. Insofern werbe er für Zustimmung. 

Carlo Clemens (AfD) führt aus, bei dem vorliegenden Gesetzentwurf handele es sich 
um ein Mantelgesetz oder ein sogenanntes Omnibus-Gesetz, das zahlreiche, oft auch 
inhaltlich voneinander unabhängige Änderungen in einem Rechtsakt zusammenfasse. 
Beginnen wolle er mit dem Teil, der auch in der Anhörung die größte Rolle gespielt 
habe, nämlich mit der Novelle der Landesbauordnung.  

Die erneuten Änderungen stünden unter dem Zeichen von Beschleunigung und Büro-
kratieabbau. Das sei auch gut so, denn die regulierungsbedingt zu hohen Baukosten 
seien ein wesentlicher Grund für zu wenig Wohnungsbau und damit auch für den Woh-
nungsmangel.  

Doch dürften die geplanten Änderungen nicht zu Abstrichen bei Sicherheit und Ver-
lässlichkeit führen. Hier habe es unter den Sachverständigen in der Anhörung durch-
aus unterschiedliche Bewertungen gegeben. Die fachliche Front von Architekten- und 
Ingenieurkammer über Wohnungswirtschaft, Handwerk bis hin zum Mieterbund trage 
die Umbau- bzw. die sogenannte Oldtimerordnung klar mit. Der Fokus solle auf Ge-
fahrenabwehr statt auf überzogenen Regeln und Standards liegen, um Umbau, Auf-
stockung und Umnutzung wieder wirtschaftlich zu machen. Wichtig hierbei sei, und 
das sei als Appell an die Landesregierung zu verstehen, dass diese den Bund darauf 
festlege, in Sachen beispielsweise Gebäudetyp E, BGB oder auch TA-Lärm die Lo-
ckerungen, die jetzt auf Landesebene vorgenommen werden sollten, bundesseitig zu 
flankieren, damit alles zivilrechtlich und vertraglich haftungssicher umsetzbar sei.  

Auch die geplante Konzentration auf die Verwaltungsvorschrift Technische Baubestim-
mung, kurz VV TB, und die allgemeine Reduktion der DIN-Verbindlichkeit, der DIN-
Normen, sei richtig und ein Hebel für Kosten- und Verfahrensentlastung. Gleichzeitig 
warnten die Kammern und auch die Wohnungswirtschaft in der Anhörung davor, dass 
Komfortnormen über eben besagte VV TB quasi durch die Hintertür zurückgeholt wer-
den könnten. Auch hier brauche es die klare politische Botschaft, dass es keine er-
neute Ausweitung der VV TB in Richtung Komfort- und Luxusstandards geben dürfe.  

Politisch kontroverser seien die Themen „Genehmigungsfiktion“ sowie „Brandschutz“ 
gewesen. Bau- und Wohnungswirtschaft sähen in der Genehmigungsfiktion ein zent-
rales Instrument zur Beschleunigung. Die kommunalen Spitzenverbände, Bauaufsicht, 
BUND und Mieterbund warnten hingegen vor Rechtsunsicherheit, Nachbarschafts- 
und Umweltrisiken, wenn die präventive Prüfung durch Fiktion und Verfahrensfreistel-
lung oder Verfahrensfreiheit ersetzt werde. Es habe letztlich nicht abschließend beant-
wortet werden können, inwieweit von der Genehmigungsfiktion angesichts der in NRW 
bereits bestehenden weitreichenden Verfahrensbefreiungen und Verfahrensfreistel-
lung noch ein wesentlicher Zusatznutzen erwartet werden könne.  

Auch der im Entwurf geplante vollständige Ausschluss akkreditierter, zertifizierter Sach-
verständiger für vorbeugenden Brandschutz sei, wie auch in der Anhörung deutlich 
geworden sei, rechtlich riskant in Bezug beispielsweise auf die Berufsfreiheit. Und das 
EU-Dienstleistungsrecht sei marktverzerrend und würde einen nordrhein-westfälischen 
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Sonderweg darstellen. Hier müsse der entsprechende § 54 Abs. 3 unbedingt dahinge-
hend ergänzt werden, dass gemäß DIN 17024 zertifizierte Sachverständige für vor-
beugenden Brandschutz ebenfalls als geeignete Personen in den Kreis der zur Erstel-
lung von Brandschutzkonzepten berechtigten Personen aufgenommen würden. Da 
Herr Ritter Änderungsanträge ankündige, wäre das ein Änderungsantrag, der auf je-
den Fall Sinn machen würde.  

Zu befürchten sei, dass Genehmigungsfreistellungen, Fiktionsmodelle, Bauturbo und 
erweiterte Ermessensräume eine Flut von Bauanträgen erzeugten, bei denen umfang-
reiche Abwägungen in puncto Nachbarschaft, Erschließung und Schutzgüter nötig 
seien. Hier sei klar und wichtig zu betonen, dass ohne zusätzliches Personal und Geld 
für die Kommunen drohe, dass Untätigkeit der Bauämter faktisch zur Freigabe werden 
könne mit der Gefahr späterer Konflikte und Rechtsstreitigkeiten, Stichwort „repressive 
Bauaufsicht“. Beschleunigungsinstrumente seien ausdrücklich nicht als Ersatz für un-
terbesetzte Bauämter gedacht, sondern setzten gut ausgestattete, leistungsfähige 
Bauaufsichten voraus. Die Landesbauordnungsnovelle müsse daher unbedingt durch 
ein verbindliches Konzept für die Personal- und Mittelausstattung der Bauaufsichten 
flankiert werden, das konkrete Pläne für Stellenqualifizierung und Finanzierung vorsehe.  

Das sei der erste Teil dieses Omnibus-Gesetzes.  

Der zweite Teil, der in der Anhörung deutlich emotionaler beraten worden sei, seien 
die geplanten Änderungen am Denkmalschutzgesetz, wovon er jetzt von den Vertre-
tern der beiden regierungstragenden Fraktionen keine Silbe gehört habe. Sämtliche 
Akteure der Denkmalpflege, und man werde genau wie er die Dutzenden, wenn nicht 
gar Hunderten Zuschriften der verschiedenen Kommunen und Akteure der Denkmal-
pflege bekommen haben, seien sich in ihrem lautstarken Protest einig, dass die vor-
gesehenen Änderungen weit über das Ziel hinausschössen. Die Rahmenrichtlinie für 
die Gesamtverteidigung sowie der unbestritten notwendige Ausbau der Bundes-
wehrinfrastruktur sähen keine Regelungen vor, den Schutzstatus von denkmalge-
schützten Kulturgütern bis hin zu Universitätsgebäuden, Schlössern, Klöstern und an-
deren historischen Großbauten in Landes- und Bundesträgerschaft in diesem Ausmaß 
abzubauen. Im Gegenteil, besagte Rahmenrichtlinie verpflichte explizit zum Kulturgü-
terschutz, spreche von der Vorbildfunktion des Staates und verlange Verhältnismäßig-
keit. Diese Verhältnismäßigkeit sei spätestens bei dem neu geplanten § 38a nicht mehr 
gegeben, der vorsehe, bauliche Veränderungen an historischen Gebäuden des Lan-
des oder des Bundes pauschal als im überragenden öffentlichen Interesse einzustu-
fen. Das hebele das bisherige Genehmigungssystem und Kontrollmechanismen na-
hezu komplett aus und berge die Gefahr für große Schutzlücken, weil die unabhängige 
Fachexpertise wie beispielsweise die Fachämter der Landschaftsverbände massiv be-
schnitten würde. Die Planänderungen führten zu einer Ungleichbehandlung der öffent-
lichen Hand gegenüber Privatleuten. Mit dieser Privilegierung von Landes- und Bun-
desbauten sehe die Denkmalpflege nahezu geschlossen das verfassungsrechtliche 
Gleichbehandlungsgebot verletzt. Das Land entziehe sich nach Ansicht der allermeis-
ten Sachverständigen weitgehend seiner in der Landesverfassung definierten Verant-
wortung für die Denkmale.  
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Zudem sei deutlich gemacht worden gerade in den schriftlichen Zuschriften von den 
verschiedenen Bürgermeistern der Kommunen, dass eine Vielzahl der insgesamt 396 
unteren Denkmalbehörden personell unterbesetzt, zudem von häufigem Personal-
wechsel betroffen sei. Deshalb sei es kaum möglich, angemessen denkmalpflegerisch 
zu agieren und die fachliche Arbeit der Fachämter der Landschaftsverbände, die nach 
Vorstellungen der Landesregierung weiter geschwächt werden sollten, einfach so zu 
kompensieren, vor allem dann, wenn politischer Druck von oben komme.  

Allein aufgrund der vehementen Kritik der Denkmalpflege sollten diese Änderungen 
am Denkmalschutzgesetz nicht so nebenbei, quasi im Anhang zur Novelle der Lan-
desbauordnung, sondern zu einem späteren Zeitpunkt in einem gesonderten Verfah-
ren beraten und abgestimmt werden. Wenn die im Koalitionsvertrag versprochene 
Evaluation der letzten Denkmalschutzgesetzänderung, die eigentlich bis Ende 2025 
erfolgt sein solle, aber bis heute nicht erfolgt sei, im Fachausschuss vorgestellt worden 
sei, sollte das Denkmalschutzgesetz überarbeitet werden, aber nicht quasi in Form 
dieses Omnibusgesetzes. 

Trotz Übereinstimmung in vielen Bereichen in Sachen Landesbauordnung könne man 
diesem Mantelgesetz nicht zustimmen.  

Sebastian Watermeier (SPD) legt dar, man werde heute den Gesetzentwurf in Gänze 
beraten und entsprechend beschließen oder sich jedenfalls dazu positionieren. Aus 
seiner Sicht wäre es eigentlich zielführender gewesen, die Artikel einzeln abzustim-
men. Bei Artikel 3, dem ISGG, gebe es überhaupt keinen Dissens, da sehe man kei-
nerlei strittige Punkte. Bei Artikel 1, der Landesbauordnung, und bei Artikel 2, dem 
Denkmalschutzgesetz, sehe das etwas anders aus. Beide seien in der aktuellen Fas-
sung für seine Fraktion nicht zustimmungsfähig. Beispielsweise sei die Einführung der 
Genehmigungsfiktion in der Landesbauordnung aus seiner Sicht nicht sinnvoll, die 
ebenso wie die Ausweitung der Genehmigungsfreistellung in der Praxis zur Inflation 
baurechtswidriger Zustände führe.  

Man sehe ebenfalls eine Schwächung der Bauaufsichtsbehörden durch die Kannrege-
lung bei der Aufgabenwahrnehmungspflicht. Das öffne der Umgehung der Landesbau-
ordnung Tür und Tor.  

Die Barrierefreiheit im Bestand werde aus Sicht seiner Fraktion durch veränderte Re-
gelungen massiv geschwächt. Die unbestimmten Rechtsbegriffe, ein Evergreen die-
ses Ausschusses, gefährdeten die Rechtssicherheit der gesetzlichen Bestimmungen.  

Dann gebe es brandschutzrechtliche Fragen wie den generellen Verzicht auf den zwei-
ten Rettungsweg, aber er habe schon den Erörterungsbedarf bei den regierungstra-
genden Fraktionen wahrgenommen.  

Die Mindestfläche von Fenstern in Aufenthaltsräumen und beim Umbau sei aus seiner 
Sicht unzureichend.  

Nicht zuletzt müsse man sich fragen, ob landesrechtliche Klarstellungen bei den Bau-
turboregelungen überhaupt im Gesetzentwurf enthalten seien, wie es um die Situation 
der Außenbereiche stehe, wie die Genehmigungsfreiheit von Fahrsiloanlagen ökolo-
gisch und naturrechtlich zu gewichten sei, was mit der Genehmigungsfreiheit von 
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Solaranlagen bis 25.000 m² mit Blick auf die ökologischen und naturrechtlichen Aus-
wirkungen sei. Aus Sicht seiner Fraktion sei das ein Persilschein für Wildwuchs.  

Beim Denkmalschutz sehe man es auch so, dass die massiven Eingriffe in den Denk-
malschutz mit der dazu herangezogenen Rahmenrichtlinie nicht begründbar seien, 
und sehe die Entstehung einer Zweiklassengesellschaft von Denkmälern in Landes- 
und Bundeshand kontra private und kommunale Hand sehr kritisch. Diese Abwertung 
des Denkmalschutzes widerspreche der Intention der Haager Konvention zum Schutz 
von Kulturgütern in Kriegszeiten. Der Gesetzentwurf sei so aus Sicht seiner Fraktion 
mit der Verfassung des Landes, Art. 18, nicht vereinbar.  

Die Veränderungen im Bereich der Stellungnahmen zu Denkmalschutzverfahren, die 
Landschaftsverbände beträfen, dass nun die Direktoren statt der Fachämter sich äu-
ßern sollten, sehe man als Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung. Auch das sei 
nach Art. 78 der Landesverfassung unzulässig. In der Praxis werde es ohnehin so 
sein, dass die Direktoren dann wieder auf die Fachebene zurückgriffen, aber allein 
dieses Ansinnen so voranzutreiben, entspreche nicht dem Sinn der Landesverfassung.  

Insgesamt sei das aus Sicht seiner Fraktion eine massive Schwächung des Denkmal-
schutzes, der zuständigen Fachämter und eine Überlastung der dafür nicht personell 
aufgestellten Kommunen. Aus diesem Grund erteile man auch der Novelle des Denk-
malschutzgesetzes nicht die Zustimmung. Man freue sich aber auf jeden Änderungs-
antrag, der den vorgebrachten Erwägungen Rechnung trage, und sei gegebenenfalls 
bereit, das Abstimmungsverhalten in Bezug auf die zweite Lesung im Plenum noch 
einmal zu überdenken.  

Angela Freimuth (FDP) führt an, man habe mit großem Interesse die Anhörung zu 
dem vorgelegten Gesetzentwurf verfolgt, insbesondere zum Art. 1, was die Landes-
bauordnung betreffe. Wie sie bereits an verschiedenen Stellen gesagt habe, finde sie 
es ausgesprochen begrüßenswert.  

Wenn der Kollege Klocke darauf hinweise, dass er erwarte, dass das zügig verab-
schiede werde, dann wolle sie sich den Hinweis erlauben, dass die Verzögerungen 
nicht an der Opposition gelegen hätten. Man hätte das Ganze gerne schon viel früher 
beraten und auf den Weg gebracht. Denn die enthaltenden Regeln, insbesondere der 
Verzicht auf die Regeln der Technik, die Oldtimerregelung, und die Möglichkeit des 
Wahlrechts bei der Genehmigungsfiktion, sehe man durchaus positiv. All das seien 
Beiträge, Bauen in Nordrhein-Westfalen leichter, schneller und letztlich hoffentlich 
auch kostengünstiger zu gestalten. Deswegen finde man diese Ansätze in der Lan-
desbauordnung gut und richtig. Das könne man ohne Probleme unterstützen.  

Die kommunalen Spitzenverbände hätten in der Anhörung unterstrichen, dass es be-
züglich der Brandschutzkonzepte keine Zweifel an der Eignung von zertifizierten Sach-
verständigen gebe. Warum diese jetzt nun trotzdem aus dem Gesetz herausgehalten 
werden sollten, erschließe sich ihr nicht. Vielleicht sei das ein Punkt, den die Kollegin-
nen und Kollegen der regierungstragenden Fraktionen noch in ihren Herzen bewegten. 
Das wäre jedenfalls aus ihrer Sicht ein Punkt, der noch geändert werden müsste.  
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Interessant finde sie die Anregung des VdW, der zum Beispiel darauf verwiesen habe, 
warum jetzt nun die Aufstockung von Gebäuden auf ein Geschoss beschränkt werden 
solle und warum das nicht offener formuliert werden könne. Hier würde sie sich eben-
falls freuen, wenn noch mal ein Nachdenken erfolge oder die Landesregierung be-
gründe, warum das nicht möglich oder nicht sinnvoll sei.  

Der Bereich der Standortgemeinschaften sei unstreitig.  

Die Problematik beim Denkmalschutz sei eine, die etwas heftiger diskutiert worden sei 
und sicherlich noch viele Fragen aufwerfe. 

Sie komme gleichwohl in der Abwägung zu einem anderen Ergebnis als die Kollegen 
der SPD, denn sie habe den Gesetzentwurf und auch die Vertreter der Bundeswehr 
nicht so verstanden, dass der Denkmalschutz gar keine Rolle mehr spiele, sondern 
dass für den Katastrophenschutz- und Verteidigungsauftrag eine andere Flexibilität für 
die Nutzung von Liegenschaften eröffnet und ermöglicht werden solle. Sie bedanke 
sich bei den Koalitionsfraktionen für den Hinweis, dass diesbezüglich noch überlegt 
werde. Sie hätte es ganz toll gefunden, wenn man jetzt schon die Ergebnisse der Über-
legungen der regierungstragenden Fraktionen gehabt hätte. Ihre Fraktion behalte sich 
ebenfalls vor, noch Änderungsanträge zum Plenum zu stellen. Im Augenblick könne 
man der Landesbauordnung trotz guter Impulse in die richtige Richtung noch nicht 
zustimmen und werde sich deswegen der Stimme enthalten.  

Fabian Schrumpf (CDU) bedankt sich bei Sebastian Wartermeier und Angela Frei-
muth für die sachlich-konstruktive Auseinandersetzung mit dem Gesetzesentwurf. 
Diese Debatte sei eine andere als die beiden seit 2017 vorangegangen.  

Allen einten drei Dinge. Man wolle, dass Bauen leichter, möglichst günstiger, weniger 
bürokratisch werde, weil man viel bauen müsse, weil man viel umbauen müsse, weil 
man viel in Ordnung bringen müsse, gerade auch, was kritische Infrastruktur angehe.  

Die Landesbauordnung sei als historisch gewachsenes Baupolizeirecht und Gesetz, 
das in gewisser Weise soziale Mindeststandards beim Bauen vorgebe, nicht immer für 
die heftigste politische Auseinandersetzung geeignet, sondern sollte auch aus fachli-
cher Sicht eingeordnet werden. Da sei es natürlich selbstverständlich, dass man zu 
unterschiedlichen fachlichen Einschätzungen komme. Deshalb wolle er sich zumin-
dest mit den dicksten Punkten seiner Vorredner einmal auseinandersetzen.  

Herr Watermeier habe gesagt, Fiktionen und Freistellungen könnten dazu führen, dass 
bauordnungsrechtlich unhaltbare Zustände entstünden bzw. man sich der Landesbau-
ordnung entziehe. Aus kommunaler Praxis teile er diese Befürchtung ausdrücklich 
nicht, weil diese Fiktionen in der Regel nur dann griffen, wenn eine Behörde sich gar 
nicht verhalte. Eine Genehmigungsfiktion oder eine behördeninterne Fiktion beim Ab-
stimmungsverfahren greife nur dann, wenn im Verfahren nichts passiere. Der Sinn sei 
aber gerade, dass für jemanden, der einen Bauantrag stelle, es nicht ewig dauere, man 
keine Rückmeldungen bekomme, gerade weil nichts passiere, sondern man im Ideal-
fall eine positive Stellungnahme oder zumindest eine negative Stellungnahme mit dem 
Hinweis erhalte, woran es denn gelegen habe. Von daher sehe er es als Möglichkeit, 
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einen Ansporn zu schaffen, als Standortvorteil für Kommunen es zu nutzen, schnell 
Bauanträge bescheiden zu können.  

Dann gebe es Kritik an unbestimmten Rechtsbegriffen. Das gebe es bei jedem Ge-
setzgebungsverfahren. Mit unbestimmten Rechtsbegriffen täten sich Juristen etwas 
weniger schwer als andere. Aber nicht nur Juristen, sondern auch die Verwaltungsmit-
arbeiterinnen und Verwaltungsmitarbeiter würden hervorragend ausgebildet und in die 
Lage versetzt, Auslegungen zu treffen, um unbestimmte Rechtsbegriffe mit Leben zu 
füllen. Im Übrigen sei ihm ein Gesetzestext, der völlig ohne unbestimmte Rechtsbe-
griffe auskomme, noch nicht untergekommen. Selbst da würde man im Rahmen der 
täglichen Rechtsanwendung Mittel und Wege finden, Begriffe, die definiert seien, im 
Sinne des Gesetzes und des Gesamtzusammenhangs etwas anders auszulegen. Von 
daher teile er die Kritik an unbestimmten Rechtsbegriffen ausdrücklich nicht.  

Brandschutz sei natürlich immer ein Thema, wo man schwierige Abwägungen treffen 
müsse. Sicherlich bestehe Einigkeit, dass keiner beim Thema „Brandschutz“ unter-
wegs sei nach dem Motto, es sei okay, wenn Leute Gefahren ausgesetzt würden. Man 
müsse sich aber schon die Frage stellen, wenn man es ernst meine mit leichter, 
schneller, kostengünstiger bauen, ob das, was man an liebgewonnenen Standards 
überall habe, das Mindestmaß sei, das in dieser Ausprägung sein müsse. Da helfe ein 
Blick nicht nur in andere Landesbauordnungen, sondern auch ins europäische Aus-
land, wo es weitaus andere Standards gebe. Da zumindest sei ihm statistisch nicht 
plausibel belegt worden, dass da Menschen ständig in Lebensgefahr wären, weil der 
zweite Rettungsweg in anderer Art und Weise als in NRW geregelt sei.  

Er begrüße, dass der Bauturbo angesprochen worden sei. Gerade dieser könne positiv 
erwähnt werden. Bei dem, was man sonst so aus Berlin höre, bleibe ja nicht viel Posi-
tives zu erwähnen. Diesen Bauturbo habe man gemeinsam auf den Weg gebracht, 
auch in Berlin. Er finde, dass die Umsetzung im kommunalen Alltag gut funktioniere. 
Dieser Geist, den der Bauturbo habe, finde sich teilweise auch in dem Thema „Fiktion 
und Freistellung der Landesbauordnung“ wieder, weswegen er an die Opposition ap-
pelliere, diese gedankliche Brücke zu überschreiten, dass man in diesem Geiste das 
nicht nur mit dem Bauturbo ganz gut kombinieren könne, sondern dann auch landes-
rechtlich dadurch mit Leben fülle.  

Beim Thema „Denkmalschutz“ sehe er keine Gefahr der Zweiklassengesellschaft, weil 
das Land, wenn es in seinem Zuständigkeitsbereich mit der Denkmalpflege befasst sei 
oder die Entscheidung alleine zu treffen habe, den Denkmalschutz nicht einschränken, 
sondern gerade hier vorbildlich agieren werde, wodurch natürlich die Verfahren be-
schleunigt würden. Verfahren beschleunigen, gerade bei Gebäuden, die der Landes-
verteidigung dienten, sei etwas, was sich aus der durch den Bundesverteidigungsmi-
nister mit auf den Weg gebrachten Richtlinie ergebe. Er würde sogar noch weitergehen 
und sagen, das seien nicht nur die typischen Gebäude wie Kasernengebäude, sondern 
zu dieser kritischen Landesinfrastruktur gehörten auch andere Gebäude, die man auch 
aufgeführt habe, wo man mit einem Sanierungsstau kämpfe, wo man damit kämpfe, 
diese Infrastruktur schlichtweg in Ordnung zu bringen. Diese Regelungen des Denk-
malschutzgesetzes schafften nicht den Denkmalschutz für diese Gebäude ab. Im Ge-
genteil, sie schafften kürzere Verfahrenswege, um hier schnell agieren zu können.  
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Natürlich sei der Denkmalschutz ein emotionales Thema. Das zeigten die Reaktionen. 
Das sei bei der ersten Novelle des Landesdenkmalschutzgesetzes nicht anders gewe-
sen. Damals habe es sogar eine Demonstration der Denkmalschützerinnen und Denk-
malschützer auf der Landtagswiese gegeben. Er stelle aber fest, dass sich die Be-
fürchtungen bezüglich dieser Reform des Landesdenkmalschutzgesetzes keinesfalls 
bewahrheitet hätten. Nachdem man nun knapp fünf Jahre weiter sei, vollziehe man 
sinnvolle Anpassungen, die das Ganze an die Realität brächten.  

Das oberste Ziel bei der Bewahrung des baukulturellen Erbes müsse sein, dass Denk-
mäler auch weiterhin genutzt würden. Man könne es nicht oft genug wiederholen, das 
Beste, was einem Denkmal passieren könne, sei seine Nutzung. Dem trage dieser 
Gesetzentwurf Rechnung.  

Die Fachfragen von Frau Freimuth nehme er durchaus zur Kenntnis. Da seien einige 
dabei, die auch die Koalitionsfraktionen noch miteinander diskutierten, weswegen es 
ja auch die klare Aussage gebe, dass man, auch vor dem Hintergrund der Stellung-
nahme der kommunalen Spitzenverbände, die erst vor wenigen Minuten eingegangen 
sei, gegebenenfalls noch Änderungen vornehme.  

Nichtsdestotrotz sei der vorliegende Gesetzentwurf auch in der jetzigen Fassung für 
seine Fraktion zustimmungsfähig, weswegen man dem auch die Zustimmung erteilen 
werde.  

Angela Freimuth (FDP) verweist auf die Stellungnahme der kommunalen Spitzenver-
bände mit der konkreten Formulierung zur Präzisierung beim Denkmalschutz und fragt, 
ob das aus Sicht der Landesregierung aufgegriffen werde. Eine solche Klarstellung, 
wenn sie denn zu einer Befriedung führe, würde sie begrüßen. Sie stimme mit Herrn 
Schrumpf überein, dass Denkmäler dann am meisten Freude bereiteten, wenn sie tat-
sächlich genutzt würden. Das sei ja auch schon der Gedanke der bisherigen Novellen 
gewesen. Der Formulierungsvorschlag der kommunalen Spitzenverbände scheine ihr 
durchaus geeignet zu sein, den geäußerten Interessenlagen Rechnung zu tragen.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD) merkt an, er könne die Stellungnahme der kommunalen 
Spitzenverbände weder begrüßen noch ablehnen, weil ihm diese nicht vorliege. Diese 
liege er seit kurzer Zeit vor und sei auch noch nicht hochgeladen. Insofern könne er 
dazu nichts sagen.  

Heute sei die Auswertung der Anhörung der Fraktionen, aber man könne davon aus-
gehen, dass sich das Ministerium die Stellungnahmen der Sachverständigen ansehe und 
eine Wertung vornehme. Beispielsweise sei der VdW erwähnt worden. Einige kluge Vor-
schläge bewerte man auch dahingehend, ob sie zu anderen Vorschlägen divergierten, 
in diesem konkreten Fall mit dem Brandschutz, mit Verfahrensbeschleunigung.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und AfD sowie bei Enthaltung der FDP-Fraktion stimmt der 
Ausschuss dem Gesetzentwurf zu.   
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2 Gesundheitsversorgung im Quartier stärken – wohnortnah, barrierefrei, 

verlässlich und sozial integriert 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/18998  

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/18998 an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales – federführend – und 
den Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 6. Mai 
2026) 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD beschließt der Ausschuss, den 
Antrag wieder auf die Tagesordnung zu setzen, wenn alle Stel-
lungnahmen aus der schriftlichen Anhörung des federführenden 
Ausschusses vorliegen. 
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3 Welche Position enthält die Digitalstrategie der Landesregierung zur Digitalen 

Souveränität der Landesregierung und ihrer nachgeordneten Behörden? 
(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 1]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5149  

Sebastian Watermeier (SPD) sagt, im September 2024 sei im Ausschuss bekundet 
worden, es gebe eine Digitalstrategie der Landesregierung. Diese sei seitdem immer 
wieder Thema gewesen und seitens der Landesregierung immer wieder referenziell 
herangezogen worden. Mit dieser Vorlage liege das erste Mal in dieser Wahlperiode 
eine strukturierte schriftliche Stellungnahme zum Thema „Digitalstrategie der Landes-
regierung“ vor. Er bedanke sich dafür und freue sich auf die weiteren angekündigten 
Berichte zu den dort niedergelegten Zielen.  
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4 Stopp bei der Neuordnung der kommunalen IT-Landschaft in NRW? 

(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5144  

Sebastian Watermeier (SPD): Die Beantwortung im Rahmen des schriftlichen Be-
richts ist sehr übersichtlich und bezieht sich jedenfalls nicht auf die in der Berichtsan-
frage gestellten Fragen. Es liegt, glaube ich, ein Missverständnis zugrunde. Uns als 
Fragestellern wird unterstellt, wir hätten da irgendeinen schriftlichen Bericht insinuiert, 
den es nicht gegeben habe und der nicht in Aussicht gestellt worden sei. Das stimmt 
nicht so ganz. Wir bezogen uns darauf, dass im Verfahren, das damals zum Zustan-
dekommen dieses Gesprächs mit Gästen geführt hat, es zunächst eine Ankündigung 
eines mündlichen Berichts der Landesregierung gab. Dieser mündliche Bericht ist 
dann über verschiedene Neuausgaben der Tagesordnung schließlich verschwunden. 
Es ist das Gespräch mit Gästen übriggeblieben. Da uns die Haltung der Landesregie-
rung in dieser Frage sehr interessiert, haben wir die in der Berichtsanfrage aufgeführ-
ten Fragen gestellt, wo ich jetzt doch den Herrn Staatssekretär bitten würde, sie münd-
lich zu beantworten. Ich kann Sie gerne auch noch einmal vorlesen, wenn das ge-
wünscht ist, Herr Staatssekretär.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sie sagten, dass wir Sie missverstanden haben. Es 
ging darum, dass gesagt wurde, ein Prozess sei angehalten worden. Dieser Prozess 
ist nicht angehalten worden. Es war in der angesprochenen Ausschusssitzung ein An-
trag der regierungstragenden Fraktionen, sich mit dieser Thematik auseinanderzuset-
zen. Es hat das Fachgespräch gegeben. Die kommunale Ebene in der Person von 
Christof Sommer, die auch den federführenden Prozess hat, hat den Sachstand auf 
der kommunalen Ebene dargestellt. Wir als Landesregierung begleiten diesen Pro-
zess, sind aber davon überzeugt, dass es aus der kommunalen Ebene heraus in dieser 
Konsolidierungsnotwendigkeit selber kommen muss. Deswegen haben wir seinerzeit 
ja auch das Gutachten finanziell mit unterstützt. Herr Sommer hat im März dieses Jah-
res vorgestellt, wie die Gesprächsgrundlagen sind. Es gibt auf der kommunalen Ebene 
meines Wissens Arbeitskreise, die sich mit dieser Thematik weiterhin auseinanderset-
zen. Wir sind hier nicht Verfahrensbeteiligter, sondern unterstützen die weiteren Ge-
spräche der Konsolidierungsnotwendigkeit. In dieser Form kann ich Ihre Anfrage im 
Allgemeinen beantworten, weil wir nicht Herr des Verfahrens sind, sondern den weite-
ren Weg in der kommunalen Familie mit begleiten.  

Sebastian Watermeier (SPD): Dann habe ich zwei Sachen, Frau Vorsitzende. Ich 
würde zum einen gerne um die Zurverfügungstellung eines Audiomitschnitts und eines 
Wortprotokolls zu diesem Tagesordnungspunkt bitten und hätte zum anderen eine 
Frage, Herr Staatssekretär. Hat es denn seit dem 1. März 2026 in diesen Fragestel-
lungen irgendwelche Kabinettsbeschlüsse, ministerielle Weisungen, schriftliche Fest-
legungen oder interne Entscheidungen mit Auswirkungen auf die Zeit, Organisations- 
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oder Beteiligungsstrukturen des Prozesses gegeben? Falls ja: Welche waren das? 
Welches sind die nächsten konkreten Schritte im Rahmen der Neuordnung der kom-
munalen IT-Landschaft? Und welcher Zeitplan ist von Ihnen dafür im Moment vorge-
sehen?  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Diese Informationen liegen mir nicht vor.  

Björn Franken (CDU): Vielleicht kann ich bei der Frage, wohin der Bericht der Lan-
desregierung verschwunden ist, weiterhelfen. Die Regierungskoalition hat eine An-
frage gestellt mit der Bitte, externe Gäste einzuladen, nämlich die kommunalen Spit-
zenverbände, und zu berichten, wie deren Verfahren zur Restrukturierung der kommu-
nalen IT-Landschaft ist. Dann gab es offensichtlich da Missverständnisse. Es ist inter-
pretiert worden, es sei ein Bericht angefragt worden. Das hat man im internen E-Mail-
Verkehr richtiggestellt. Und dann kam es richtig auf die Tagesordnung. Insofern ist hier 
nichts verschwunden, schon gar nicht seitens der Landesregierung irgendetwas zu-
rückgezogen worden, sondern wir wollten einfach nur, weil es in der Hand der Kom-
munen liegt, von den kommunalen Spitzenverbänden wissen: Was macht ihr denn da 
gerade? Wie ist der Planungsstand? So ist es zustande gekommen. Das nur zur Rich-
tigstellung. Es war ein Antrag auf ein Fachgespräch mit externen Gästen seitens der 
Regierungskoalition.  

Sebastian Watermeier (SPD): Danke, lieber Kollege Björn Franken, für die Ausfüh-
rung. Das ist völlig nachvollziehbar. Nicht ganz so nachvollziehbar finde ich, warum 
die Fragen, die wir in der Berichtsanfrage formuliert haben, nicht beantwortet werden 
können und der Herr Staatssekretär offensichtlich nicht darauf vorbereitet worden ist, 
weil die lagen ja im Vorfeld vor. Also, man hätte jetzt die Informationen schon durchaus 
recherchieren können, selbst wenn man sie nicht in eine schriftliche Berichtsantwort 
schreibt.  

Aber vielleicht können Sie ausführen, Herr Staatssekretär, in welcher Form und zu 
welchen Zeitpunkten die kommunalen Spitzenverbände seit März 2026 über den Fort-
gang des Prozesses informiert oder beteiligt werden und wie die Landesregierung si-
cherstellt, dass die Neuordnung der kommunalen IT-Landschaft unabhängig von ak-
tuellen organisations- oder personalbezogenen Fragestellungen weiterhin sachge-
recht, transparent und planvoll verfolgt wird.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrter Herr Abgeordneter, aus meiner eben 
getätigten Aussage abzuleiten, dass ich nicht vorbereitet worden bin, lässt sich nur 
daraus ableiten, dass Sie den ersten Teil der Beantwortung der Fragen gleich am An-
fang nicht mit hinzuziehen. Wir sind nicht Herr des Verfahrens, sondern es ist aus der 
kommunalen Familie, wie es auch in der März-Sitzung hier vorgestellt wurde. Wir be-
gleiten diesen Prozess intensivst. Es hat kein Anhalten von irgendwelchen Prozessen 
gegeben. Wir befinden uns in fortlaufenden Gesprächen. 

Sie haben eben Fragen gestellt bzw. Anmerkungen gemacht und dürfen davon aus-
gehen, dass, wenn ich sage: „Liegen mir nicht vor“, ich die Fragen, die Sie gestellt 
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haben, nicht bejahen kann, Kabinettsbeschlüsse und dergleichen. Dadurch, dass wir 
in intensiven Gesprächen mit Vertreterinnen und Vertretern der kommunalen Familie 
sind, kann ich nicht abschließend sagen, was mit wem wie wo wann besprochen 
wurde. So ehrlich bin ich. Dazu kann ich nichts sagen, weil ich habe diese Gespräche 
nicht geführt, sondern es ist ein intensivster Prozess, den wir beispielsweise auch bei 
öffentlichen Veranstaltungen, bei kommunalen Symposien miteinander austauschen, 
in welcher Größenordnung auch eine Konsolidierung stattfinden soll. Sie kennen ja vor 
Ort, auch in der kommunalen Familie, selbst in den Stadträten, die Diskussion, was 
das in den einzelnen Gebietskörperschaften zum Ausdruck hat einer nicht mehr Betei-
ligung als kommunaler Vertreter bei einer Konsolidierung.  

Es wurde letztes Mal ein Zeithorizont genannt. Bitte sehen Sie mir nach, ich glaube, 
es war 2035 als Zielgröße oder 2030. Da müsste ich noch mal nachgucken. Wenn Sie 
mich fragen, ob wir diese Konsolidierung als notwendig erachten für ein Gelingen, 
dann bejahe ich das ausdrücklich. Dass wir auf diesem Weg auch immer mit den ent-
sprechenden Akteuren und allen Institutionen im Gespräch bleiben, welche rechtlichen 
Notwendigkeiten für einen notwendigen Gang der Wege eingegangen werden sollen, 
das kann ich Ihnen auf jeden Fall bestätigen, aber das ist auch in der Selbstverständ-
lichkeit des Austausches in jeglichen Fragestellungen, aber natürlich auch im Digitali-
sierungsbereich und sicherlich auch in einem solchen von fast allen als notwendig er-
achteten Schritt, aber trotzdem auch nicht ganz einfachen Schritt vor Ort. Ich scheue 
mich, den Begriff „emotional“ zu nennen, weil das hat wenig mit Emotionen zu tun, 
sondern damit, was das für Folgewirkungen hat auch im Hinblick auf Krisensituationen 
und dergleichen. Das ist immer wieder ein Abwägungsprozess, den wir wechselseitig 
mit den handelnden Akteuren uns ansehen. Auch im föderalen Kontext gucken wir uns 
an, wie beispielsweise auch andere Länder mit diesem Thema umgehen, um, wenn 
andere diese Schritte schon vollzogen haben, daraus Schritte abzuleiten, auch wenn 
natürlich bestimmte Größeneinheiten von kommunalen Familien nicht immer ver-
gleichbar sind, aber man wird nicht dümmer, zu erfahren, welche Fehler begangen 
worden sind, um die nicht zu wiederholen, aber nicht im Spott anderen gegenüber, 
sondern dankbar zu sein, wenn Hinweise gegeben werden, was nicht so gut funktio-
niert hat, obwohl es sich auf dem Papier gut angehört hat, um am Ende des Tages 
eine leistungsfähige kommunale IT-Landschaft zu haben.  

Vorsitzende Ellen Stock: Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Dann stelle ich fest, 
dass wir diesen Bericht zur Kenntnis genommen haben.  
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5 Ergebnisse der Umfrage zur Mitarbeiterzufriedenheit im MHKBD 2025? (Bericht 

beantragt von der Fraktion der SPD [siehe Anlage 3]) 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Abgeordnete! Vielen 
Dank, dass ich zu dieser Berichtsanfrage Stellung nehmen darf.  

Gemäß § 5 des Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber durch eine Beurteilung der 
für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit verbundenen Gefährdungen zu ermitteln, welche 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes erforderlich sind. Bei der im Oktober 2025 und auch 
hier angesprochenen durchgeführten Umfrage handelt es sich um eine gesetzlich vor-
geschriebene Gefährdungsbeurteilung auf dieser besagten Grundlage.  

Gesundheitsschutz und betriebliche Gesundheitsförderung – das habe ich auch in der 
Sonderausschusssitzung erwähnt – haben im Ministerium einen hohen Stellenwert. 
Ziel ist es, gesunde Arbeit in einer gesunden Organisation darzustellen. Ein Teil davon 
ist die Gefährdungsbeurteilung gemäß des Arbeitsschutzgesetzes.  

Im Oktober 2025 wurde eine anonyme Beschäftigungsbefragung gestartet, um arbeits-
platzbezogene Belastungsfaktoren zu erkennen und zielgerichtete Maßnahmen abzu-
leiten. Alle Organisationseinheiten und Führungsebenen werden in ihren jeweiligen 
Rollen betrachtet, um strukturelle Stellhebel zu identifizieren. Eine psychische Gefähr-
dungsbeurteilung untersucht insofern, ob Arbeitsbedingungen belastend wirken und 
gesundheitliche Risiken verursachen können. Dabei spielen insbesondere Arbeits-
menge, Zeitressourcen, Arbeitsorganisation, Kommunikation, Führungsverhalten, so-
ziale Beziehungen im Team sowie die konkrete Arbeitsumgebung eine Rolle. Außer-
dem wird betrachtet, ob Beschäftigte ausreichend unterstützt werden und Handlungs-
spielräume haben.  

Die Fragen beschäftigen sich ausschließlich mit diesen Faktoren. Bewertet werden 
Arbeitsbedingungen, nicht Personen. Die Analyse bezieht die unterschiedlichen Füh-
rungsebenen in ihrer Funktion ein. Eine Bewertung der Hausspitze, wie die Berichts-
anforderung darstellt, kann allerdings nicht direkt hergestellt werden.  

Ebenso wichtig ist: Eine Gefährdungsbeurteilung ist ein internes Instrument des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes. Beschäftigte müssen darauf vertrauen können, dass 
ihre Rückmeldungen vertraulich, verantwortungsvoll und im dafür vorgesehenen Ver-
fahren behandelt werden. An diesem vorgesehenen und eben angesprochenen Ver-
fahren sind die Gremien, Personalrat, Schwerbehindertenvertretung, Gleichstellungs-
beauftragte, beteiligt und in die Auswertung und Maßnahmenplanung einbezogen. Für 
individuelle Unterstützung stehen Lebenslagencoaching, Personalreferat, Personalrat, 
Schwerbehindertenvertretung und die Gleichstellungsbeauftragte zur Verfügung.  

Die Ergebnisse sowie Maßnahmen auf Grundlage der Daten und Auswertung werden 
unter Beteiligung der genannten Gremien abgeleitet und den Mitarbeitenden in einem 
geeigneten Rahmen dargestellt.  

Die Ergebnisse sollten im Rahmen der Personalversammlung vorgestellt werden. Ge-
meinsam mit dem Personalrat soll eine Vorstellung erfolgen, auch zu Transparenz und 
Offenheit. Die Personalversammlung wurde durch den Personalrat vom ersten Quartal 
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jedoch verschoben, aber wird zeitnah stattfinden. Dies ist eine Entscheidung des Per-
sonalrates, auf den die Hausleitung berechtigterweise keinen Einfluss hat.  

Erlauben Sie mir, festzuhalten: Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung ist nicht die 
bloße Datensammlung. Eine Veröffentlichung reiner Rohdaten ohne Zusammenhang 
zu den geplanten und daraus abzuleitenden Schritten ist nicht sachgerecht. Erst dann 
liegt ein Ergebnis im Sinne des Arbeits- und Gesundheitsschutzes vor, weil die Mitar-
beitenden natürlich zu Recht auch aufgrund dieser Befragung zielgerichtete Lösungs-
angebote vorgestellt bekommen möchten.  

Sebastian Watermeier (SPD): Auch zu diesem Tagesordnungspunkt bitte ich um die 
Übersendung eines Audiomitschnitts und die Erstellung eines Wortprotokolls.  

Mich würde zunächst interessieren, Herr Staatssekretär: Wie viele Mitarbeiter haben 
sich an der Umfrage beteiligt, wann lagen die Ergebnisse der Befragung der Haus-
spitze vor, und welche Fragen wurden konkret gestellt? Welche konkreten Schritte ha-
ben Sie in dem Moment veranlasst, als Ihnen die Ergebnisse vorlagen?  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrter Herr Abgeordneter Watermeier, wie ich 
eben ausgeführt habe, handelt es sich um ein internes Paket, das wir mit den Gremien 
besprochen haben, auch mit dem Personalrat, auch den Zeitplan. Darüber hinaus 
kann ich dazu jetzt weiter nichts sagen, weil es sich um eine Absprache mit den ent-
sprechenden Gremien handelt. Auch zur Teilnehmendenzahl prozentual, woraus Wer-
tungen abgeleitet werden könnten, beziehe ich mich auf eben Gesagtes. Eine Veröf-
fentlichung von Rohdaten ohne Zusammenhang würde möglicherweise zur falschen 
Schlussfolgerung führen. Und die Mitarbeitenden müssen darauf vertrauen, dass ihre 
Rückmeldungen auch in der Form so eingewertet werden können, übrigens nicht durch 
einen Staatssekretär oder eine Ministerin, sondern durch eine externe Begleitung, die 
entsprechende Vorschläge unterbreitet.  

Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, Ende April ist eine neue 
Mitarbeiterumfrage in Auftrag gegeben worden. Ich beziehe mich auf die Berichterstat-
tung im SPIEGEL, wobei die ja auch schon einige Tage alt ist. Dort wurde kolportiert, 
dass die Teilnahmequote der Mitarbeiter sehr gering war. Ich wollte einfach nach ei-
nem aktuellen Sachstand fragen. Wie ist die aktuelle Teilnahmequote bei den Mitar-
beitern, und welche Schlüsse ziehen Sie als Ministerium daraus, dass das Vertrauen 
der Belegschaft in die Zusagen der Ministerin auf Besserung möglicherweise nicht zum 
Tragen kommt im Rahmen dieser Umfrage? Also, es ist da ja auch von Mitarbeitern 
die Rede, die das nur als Scheinlösung sehen.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es gibt keine neue 
Umfrage, sondern wir haben ein Maßnahmenpaket hier vorgestellt mit den unter-
schiedlichsten Instrumenten, die wir den Mitarbeitenden anbieten. Dazu gehört ein 
anonymes Tool, wo sich Mitarbeiter darauf verlassen können, dass sie Hinweise, Feed-
back, Vorschläge anonym unterbreiten können, nicht durch interne Auswertung, sondern 
durch externe Auswertung. Deswegen gilt auch hier, dass ich zu Zahlen, Daten, Fakten 
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gar nichts sagen kann, weil das gar nicht in meiner Auswertungskompetenz liegt und 
auch Mitarbeitende darauf vertrauen müssen, dass wir diesen Punkt im Rahmen unseres 
angekündigten Maßnahmenplans dann auch so vollziehen werden.  

Sarah Philipp (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, ich muss doch noch mal an 
ein paar Stellen nachhaken. Einmal haben Sie ausgeführt, es geht bei dieser Umfrage 
und diesen Umfrageergebnissen nicht um das Verhalten der Hausspitze – so haben 
Sie es gerade gesagt –, nicht direkt, aber durchaus indirekt, weil es ist ja, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe – da würde ich aber gerne noch mal nachhaken –, durchaus 
unter anderem auch nach Führungsverhalten innerhalb Ihres Hauses gefragt worden. 
So habe ich das gerade verstanden. Insofern gibt es dann meinetwegen keinen direk-
ten Bezug zur Hausspitze, aber Führungsverhalten insgesamt ist ja durchaus Thema 
dieser Befragung gewesen, wenn ich Sie da richtig verstanden habe. 

Was mich darüber hinaus interessieren würde: Sie haben gesagt, der Grund für die 
Nichtveröffentlichung liegt darin, dass die Personalversammlung vom Personalrat ver-
schoben worden ist, und das ist jetzt der Grund. Dennoch lagen die Ergebnisse der 
Befragung der Hausspitze ja vor. Jetzt mal unabhängig von der Frage, wann der Ter-
min für eine Personalversammlung, die Sie ja als geeigneten Rahmen gerade darge-
stellt haben … Unabhängig von der Terminierung und dieser Verschiebung war zu 
lesen, dass das keine besonders guten bzw. – so war ein Zitat – „verheerende“ Ergeb-
nisse gewesen sind. Deswegen stellt sich für mich schon die Frage – wenn Ihnen doch 
die Ergebnisse bekannt sind und der Termin zur Veröffentlichung nicht feststeht, ha-
ben Sie ja trotzdem diese Ergebnisse und diesen Bericht vorliegen –: Was ist denn 
dann konkret passiert? Also, fanden Sie diese Ergebnisse nicht so, dass Sie das Ge-
fühl hatten: „Da muss ich jetzt irgendwie tätig werden, ich muss informieren, ich muss 
die entsprechenden Gremien informieren“? Also, meine Frage: Welche konkreten 
Schritte sind eingeleitet worden, nachdem Sie diese Ergebnisse vorliegen hatten? 
Wurden die zuständigen Gremien vorab in irgendeiner Art und Weise informiert? Hat 
es einen Austausch über die Ergebnisse gegeben innerhalb Ihres Hauses? Was ist 
sozusagen veranlasst worden von Ihnen, um damit umzugehen?  

Ein zweiter Punkt, der mich interessieren würde: Die Befragung ist ja im Oktober ge-
startet worden, ist dann über einen gewissen Zeitraum gelaufen. Warum war das ei-
gentlich von Ihrer Seite nicht auch Thema in der Sondersitzung des Ausschusses hier 
im vergangenen März? Dass es einen Zusammenhang gibt zwischen dem Thema der 
Sondersitzung und den Ergebnissen der Befragung liegt für mich zumindest auf der 
Hand. Haben Sie diesen Zusammenhang nicht gesehen, oder warum war das aus 
Ihrer Sicht bei dieser Sitzung kein Thema, über diese Befragung und die Ergebnisse 
hier in diesem Ausschuss zu berichten?  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrte Frau Abgeordnete Philipp, wie ich eben 
ausgeführt habe, geht es bei der gemäß § 5 des Arbeitsschutzgesetzes vorgegebenen 
Gefährdungsbeurteilung darum, dass alle Organisationseinheiten und Führungsebe-
nen in ihren jeweiligen Rollen betrachtet werden. Das bedeutet, dass eine Sachbear-
beiterin in dieser Abfrage, in den Fragestellungen ihre jeweilige Führungskraft und 
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ihren Arbeitsplatz einschätzt, was damit keine Bewertung in Gänze für das MHKBD, 
also für das Gesamtministerium, darstellt. Das werte ich in der Form nicht ein, sondern 
man muss es in dem Punkt mit einwerten. Möglicherweise sind auch die Beteiligungen 
der Mitarbeitenden in den Abteilungen auch unterschiedlich von der Quote, von der 
Anzahl der Personen, von den Ebenen, und dieses ist da mit einzuwerten.  

Das Zweite ist, dass wir … Also, ich habe erst mal Presseveröffentlichungen des SPIE-
GELs in der Form hier nicht zu beurteilen. Ich kann mir aber vorstellen, dass es auch 
Gremienstrukturen gibt, die ich eben erwähnt haben, die sich über die Veröffentlichung 
sehr ärgern, weil sie leider nicht der Tatsache entspricht und wir uns auf einen Fahr-
plan verständigt haben, den beide Seiten sehr gut einhalten und auch in einer vertrau-
ensvollen Art und Weise einhalten, weil ich eben auch ausgeführt habe, dass die Mit-
arbeitenden, die an dieser Befragung teilnehmen und ein berechtigtes Interesse an 
Veränderung haben, darauf vertrauen müssen, dass es getätigt wird. Eine Personal-
versammlung – da sind wir uns alle einig, auch im Haus – ist ein geeignetes Gremium, 
um ein Ergebnis vorzustellen, aber auch deren Ableitung, was im Zuge dieser Veröf-
fentlichung an Maßnahmen vollzogen werden kann. Dieser Fahrplan ist verabredet. 
Ich habe mich eben nur darauf bezogen, dass der Termin, der verabredet war, sich 
verschoben hat.  

Zu Ihrem letzten Punkt, die Sondersitzung. Ich glaube, dass man diese Punkte wirklich 
voneinander trennen muss, auch im Sinne der Beschäftigten, denn die Fragestellun-
gen sind andere. Das ist ja jetzt nicht die erste Befragung. Beispielsweise sind Frage-
stellungen herausgenommen worden, die beim letzten Mal sehr positiv bewertet wur-
den, um nicht noch mal die gleiche Frage zu stellen. Deswegen ist es ein System, das 
auch in der Form eingewertet werden muss, welche Veränderungsvorschläge daraus 
entstehen können.  

Angela Freimuth (FDP): Bevor ich zu meiner eigentlichen Frage komme, möchte ich 
da einmal anknüpfen. Was waren denn das für Fragen, die so positiv beantwortet wur-
den? Ich sage es mal ganz offen: Wir freuen uns ja, wenn irgendwo an der Stelle auch 
mal positive Nachrichten das Licht der Welt erblicken und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in dem Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung mit 
Sachverhalten zufrieden sind. Deswegen würde ich gerne da direkt einmal nachhaken, 
was denn das für Punkte sind, die in der ersten Befragung positiv festgestellt wurden 
und deswegen nicht noch mal erneut abgefragt wurden.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrte Frau Abgeordnete Freimuth, ich habe 
eben mehrmals auf die Vertraulichkeit hingewiesen, aber Sie können davon ausgehen, 
es gibt auch niederschwellige Fragen, nicht, dass ich sie jetzt konstruiere, aber bei-
spielsweise, was die Lärmsituation am Arbeitsplatz betrifft. Wenn vorher ein Abriss des 
Gebäudes stattfindet, dann ist die Lärmsituation eine andere, als wenn das Haus ab-
gerissen und der Baulärm ein anderer ist. Ich will damit allgemein darstellen: Es gibt 
manchmal auch Fragestellungen, die besondere Situationen im Umfeld eines Gebäu-
des, einer Arbeitsplatzumgebung darstellen, um es auch in der Form einzubeziehen. 
Wenn dieser Umstand in der Form nicht mehr gegeben ist oder auch die Situation als 
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nicht so belastend wahrgenommen wurde, dann ist eine wiederholte Abfrage nicht ziel-
führend.  

Noch mal, § 5 Arbeitsschutzgesetz ist ein Tool, was auch darauf absetzt, daraus Maß-
nahmen abzuleiten, was zielgerichtet bei den Mitarbeitenden als eine Verbesserung 
oder eine Klärung der Situation angeht. Das können manchmal Faktoren sein, die sich 
über eine gewisse Zeit vielleicht eingeschlichen, eingeschleift haben oder durch Um-
ressortierung möglicherweise auch zu anderen Situationen führen, oder bei neuen 
Führungskräften, wo bestimmte Informationssituationen neu geklärt oder dargestellt 
werden müssen. Das sind dann beispielsweise Punkte, die daraus abgeleitet werden 
können.  

Ich glaube, da verletze ich jetzt keine Vertraulichkeit, wenn ich sage, dass man sich 
auch ansieht, wie Maßnahmen aus der letzten Befragung angenommen worden sind, 
also auch die Rückfrage intern, was damals daraus abgeleitet worden ist, was ange-
boten worden ist, wie die Nachfrage ist und was Menschen daran gehindert hat, diese 
Maßnahme anzunehmen. Also, in dem Sinne ist auch zu gucken, dass es wirklich et-
was bringt, und nicht nur, wir machen etwas um des Machens willen. Dafür bin ich 
auch übrigens als Staatssekretär nicht der Typ, sondern es ist ein Angebot zu unter-
breiten, dass der eine oder andere sagt: Ich habe das gar nicht so negativ oder belas-
tend eingeschätzt, aber es interessiert mich trotzdem, daran teilzunehmen, weil es ei-
nen Mehrwert für mich bedeutet.  

Sebastian Watermeier (SPD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, mich treiben ein 
paar Rückfragen um. Zum einen wüsste ich gerne: Wem haben denn jetzt die Ergeb-
nisse dieser Umfrage konkret alles vorgelegen? Der Hausspitze natürlich, das habe 
ich verstanden. Sind die gegenüber der Staatskanzlei und dem Ministerpräsidenten 
auch thematisiert worden? Sie hatten ja im fraglichen Zeitraum auch ausweislich der 
Fragestunde, die wir mit Minister Liminski hatten, offensichtlich mehrmals Kontakte mit 
der Staatskanzlei, wo es auch um das Führungsverhalten im Ministerium ging. Sind 
da die Ergebnisse dieser Umfrage auch thematisiert worden?  

Dann hat ausweislich der Berichterstattung bereits eine Veranstaltung der Hausspitze 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Ministeriums stattgefunden. So, wie ich 
es verstanden habe, handelt es sich formell nicht um eine Personalversammlung, aber 
schon um ein Angebot an die Mitarbeiter, ins Gespräch zu kommen. Sind denn da die 
Ergebnisse dieser Umfrage schon mal thematisiert worden, auch weil Sie angekündigt 
haben, es soll im Dialog mit den Mitarbeitern auch entsprechende Konsequenzen er-
arbeitet werden? Mir fällt es ein bisschen schwer, mir vorzustellen, wie man zwei un-
terschiedliche Optimierungsprozesse parallel zueinander laufen lässt, die sich beide 
mit Führungsverhalten beschäftigen.  

Zuletzt haben Sie noch ausgeführt zu dem Tool, das an den Start gebracht worden ist 
im Rahmen der neuen Mitarbeiterbefragung, extern moderiert. Sind denn am Zustan-
dekommen dieses Tools die Personalvertreter beteiligt worden? Insbesondere für die 
Fragen, die innerhalb dieses Tools gestellt werden, sind da Personalvertreter beteiligt 
worden?  
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StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrter Herr Abgeordneter Watermeier, es geht 
natürlich jetzt über die Beantragung des Berichtes weit hinaus, aber ich darf noch ein-
mal festhalten, dass ich jetzt, ich glaube, zum wiederholten Mal gesagt habe, dass es 
in der zuletzt im letzten Jahr durchgeführten Umfrage um eine Umfrage ging, die nach 
§ 5 des Arbeitsschutzgesetzes durchgeführt wird, in der – Sie haben ja ein Wortproto-
koll und einen Audiomitschnitt beantragt – die Gremien, die beteiligt sind und waren – 
Sie dürfen alle Zeitformen als richtig annehmen –, Personalrat, Schwerbehinderten-
vertreter und Gleichstellungsbeauftragte, involviert sind. Und wir haben gemeinsam 
einen Zeitplan festgelegt. Das erst mal zu dem Part.  

Ich habe zu keiner Zeit mit der Staatskanzlei darüber gesprochen. Wir haben für unser 
Ressort – ich gehe davon aus, dass andere Ressorts nach § 5 des Arbeitsschutzge-
setzes ähnliche Umfragen stattfinden lassen – das auch zu machen.  

Das Zweite ist: Es gibt eine Personalversammlung. Die heißt „Personalversammlung“, 
weil der Personalrat zur Personalversammlung einlädt. Es gab eine von Ihnen eben 
angesprochene Mitarbeiterversammlung, zu der die Hausspitze eingeladen hat. Die 
hat stattgefunden, und alles in Ordnung in der Form, dass wir uns auch da auf Ver-
traulichkeit untereinander verständigt haben, dass es Sinn macht. 

Ich habe deswegen ein leichtes Schmunzeln, denn die Fragestellungen, die Sie mir 
darüber hinaus noch gestellt haben, waren ja Fragestellungen, die in einem SPIEGEL-
Artikel aufgetaucht sind. Ich habe zu Beginn gesagt, dass ich Veröffentlichungen in 
dieser Form nicht zu kommentieren habe. Aber Sie dürfen aus meinen Ausführungen 
ableiten, dass wir mit dem Personalrat diese Dinge besprochen und abgestimmt ha-
ben.  

(Sebastian Watermeier [SPD]: Mit „diese Dinge“ meinen Sie dieses 
Tool?) 

– Ja, dieses Tool.  

Nur um es klarzustellen. Ich habe eben zwischen Mitarbeiterversammlung und Perso-
nalversammlung und Umfrage unterschieden. Das andere ist ein Hinweis-Feedback-
Tool. Ich kann mich daran beteiligen. Das ist das Wesen. Natürlich muss ich mich auch 
an einer Umfrage nicht beteiligen. Aber es ist jetzt nicht so, ich muss X Fragen beant-
worten oder was auch immer. Ich kann auch frei sagen, was ich zu sagen habe. Das 
werten nicht wir, die Hausleitung oder Mitarbeiter des MHKBD, aus, sondern extern, 
weil wir darauf Wert legen, dass in keiner Form das Gefühl aufkommt: Die suchen sich 
jetzt die positiven Punkte heraus. – Es geht darum, Angebote zu unterbreiten, eine 
Verbesserung zu vollziehen.  

Angela Freimuth (FDP): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, ich bin nach wie vor unter 
dem Eindruck der Einlassung von gerade. Sie sehen mich auch in gewisser Weise 
immer noch etwas nachdenklich. Das soll aber nicht schädlich sein. Insofern gucken 
wir mal, was da herauskommt.  

Eine Frage habe ich noch mit Blick auf den von Ihnen angedeuteten und erwähnten 
Zeitplan. Der Eindruck, der unter anderem zu der Sondersitzung am 26. März geführt hat, 
war, dass – ich will das mal sehr diplomatisch formulieren – dort in der Kommunikation 
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mit den Beschäftigten Optimierungspotenzial liegen könnte. Deswegen wäre es natür-
lich von Interesse, auch wenn Sie jetzt Maßnahmen ergriffen haben, um hier auch 
tatsächlich Verbesserungsvorschläge aus der Belegschaft des Hauses mal abzufra-
gen oder auch Best-Practice-Sachen oder was auch immer Sie da letztlich in dieser 
Mitarbeiterbefragung durchführen: Wann ist denn damit zu rechnen, dass es konkrete 
Handlungsempfehlungen oder Umsetzungen gibt, die dazu führen, dass das, was die 
Landesregierung sich vorgenommen hat, eine wertschätzende Mitarbeiterkultur und 
eine wertschätzende Kultur im öffentlichen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen, 
realisiert und umgesetzt wird?  

Vorsitzende Ellen Stock: Herr Staatssekretär Sieveke. 

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Bitte sammeln. 

Vorsitzende Ellen Stock: Erst mal sammeln, gut. – Herr Kutschaty, bitte.  

Thomas Kutschaty (SPD): Herr Staatssekretär, ich versuche, es salopp zu formulie-
ren. Beim diesjährigen Wettbewerb „Arbeitgeber des Jahres“ werden Sie nicht auf den 
ersten Plätzen landen. Da sind Sie sich wahrscheinlich auch sicher. Im Gegenteil – ich 
muss es deutlich formulieren –: Dieses Haus hat ein massives Führungsproblem. Das 
ist ja ganz offensichtlich. Auch Ihre Ausführungen oder Ausflüchte heute haben nicht 
dazu beigetragen, das Vertrauen zu stärken, dass Sie dieses Problem in den Griff 
kriegen. Sonst hätten Sie nämlich heute Wege aufgezeigt.  

Jetzt haben gerade wir als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten großes Ver-
ständnis dafür, dass bestimmte Fragen zwischen Beschäftigten und Arbeitgeber ge-
klärt werden. Dazu gibt es Vereinbarungen, und das ist auch ein vernünftiger Prozess. 
Da will ich Ihnen gar nicht reinreden, dass bestimmte Sachen zunächst in Personal-
versammlungen zwischen Betriebsräten oder Personalräten besprochen werden müs-
sen mit dem Arbeitgeber. Alles gut und schön. Aber glauben Sie denn ernsthaft bei 
dieser öffentlichen Dimension und diesem Führungsproblem, was Ihre Ministerin und 
Ihr Haus haben, dass man das unter den Teppich kehren kann, wie Sie das jetzt hier 
gerade gemacht haben? Deswegen meine Frage: Wann haben Sie denn jetzt vor, uns 
als Parlamentarier und damit auch die Öffentlichkeit über das zu informieren, was Herr 
Watermeier gerade noch mal alles gefragt hat? Was waren denn da die Fragen? Was 
sind denn die Maßnahmen? Dass man das vielleicht mit den Kolleginnen und Kollegen 
vor Ort erst einmal besprechen muss, billige ich Ihnen zu. Aber irgendwann hat auch 
die Öffentlichkeit einen Anspruch darauf zu erfahren nach dieser Medienberichterstat-
tung: Was ist da eigentlich los in Ihrem Hause? Warum herrscht da so eine Angst, so 
ein Schrecken durch die Führungskultur, die da ganz offensichtlich ausgelebt wird?  

Ich möchte es noch mal sagen: Die Beschäftigten der Landesregierung sind nicht in 
allererster Linie Erfüllungsgehilfen von Ministerinnen und Ministern, sondern es sind in 
allererster Linie Menschen, die es verdienen, respektvoll behandelt zu werden. Daran 
hat es hier offensichtlich massiv gefehlt in der letzten Zeit.  
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Deswegen: Schade, dass Sie es heute vertan haben. Es wäre heute eine gute Chance 
gewesen, positiv nach vorne zu blicken, wie Sie das zukünftig unterbinden wollen. 
Aber Ihre Abwehrhaltung hier, uns Informationen zu geben, und diese noch nicht mal 
in Aussicht zu stellen, dass wir mal erfahren, was gefragt worden ist und welche Ver-
besserungsmaßnahmen jetzt kommen, trägt nicht dazu bei, dass die Situation sich in 
Ihrem Hause verbessern wird.  

Sarah Philipp (SPD): Ich kann da direkt anschließen und möchte noch mal ein paar 
Schritte zurückgehen. Die Frage ist: Wie geht es jetzt nach vorne weiter? Das ist mir 
auch noch nicht so richtig klar, wie da jetzt der Zeitplan ist, was Sie da jetzt unterneh-
men, wie das jetzt weitergeht und wie wir auch politisch mit dem umgehen können, 
sollen, was Sie jetzt hier heute vorgetragen haben.  

Was ich aber immer noch nicht verstanden habe, und da würde ich Sie noch mal bitten, 
das darzustellen, ist, was da Ihre Rolle genau ist, was Ihre Rolle gewesen ist von dem 
Zeitpunkt an, wo Sie wussten, dass es diese Ergebnisse gibt, dass sie vorliegen und 
dass sie eben so sind, wie sie sind, nämlich – Zitat – verheerend und eben nicht gut. 
Was haben Sie da gemacht? Haben Sie das in den Händen gehalten, das gelesen, 
gemerkt: „Okay, das ist offensichtlich nicht so richtig gut. Ich lege es in die Schublade 
und mache erst mal gar nichts“, oder haben Sie irgendeinen Impuls, irgendwie etwas 
gehabt, wo Sie gesagt haben: „Okay, das ist jetzt irgendwie echt problematisch“? Spä-
testens im März, wo allgemein die ganze Frage von Verhalten der Ministerin, Füh-
rungsversagen usw., diese ganzen Vorwürfe, im Raum standen, muss doch bei Ihnen 
der Groschen gefallen sein, zu sagen: „Ich muss damit jetzt irgendwie umgehen“. Also 
die Frage nach einem Zeitdruck, wenn auch diese Personalversammlung verschoben 
worden ist, dass Sie irgendwie etwas getan haben, um zu sagen: „Okay, das kann jetzt 
hier nicht einfach so liegenbleiben, bis jetzt mal ein Termin zustande gekommen ist“, 
sondern es gibt auch andere Möglichkeiten, andere Wege, Gespräche zu führen, das 
Ganze in Prozesse einzufügen usw., aber einfach nur zu sagen: „Ich habe es gesehen, 
die Ergebnisse sind schlecht, das passt leider in die Geschichte, die gerade hier ins-
gesamt sich im Haus abspielt, und das ist nicht gut, und ich muss jetzt hier eben was 
tun“ – haben Sie das zu irgendeinem Zeitpunkt gehabt, oder haben Sie einfach gehofft, 
darauf gewartet, dass der Sturm dieser Befragung irgendwie unbemerkt an Ihnen vo-
rüberzieht, was ich doch dann sehr bemerkenswert fände? Ich möchte da noch mal 
nachfragen.  

Vorsitzende Ellen Stock: Auf der Redeliste sind noch zwei Wortmeldungen. Die nehmen 
wir noch dran, und dann kommt die Beantwortung von Herrn Staatssekretär Sieveke. – 
Herr Clemens, bitte.  

Carlo Clemens (AfD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, es ist jetzt schon mehrfach 
nachgefragt worden bezüglich eines Zeitplans der Auswertung sowohl der alten Be-
fragung vom letzten Jahr als auch der neuen Onlinetool-Befragung, die Ende April ge-
startet ist, und es ist vonseiten der Personalräte mutmaßlich der Wunsch geäußert 
worden, diese Auswertung durch eine externe Person oder Institution begleiten zu las-
sen. Da wurde offenkundig eine Personalie gefunden, ein Wirtschaftspsychologe, der 
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als Dozent an der Fortbildungsakademie des Innenministeriums wirkt. Meine erste 
Frage wäre: Aus welchen sachlichen Gründen wurde diese Person ausgewählt für die 
externe Auswertung der Ergebnisse? Und daran anknüpfend: Inwiefern sehen Sie den 
von den Personalräten und sicherlich auch von den Mitarbeitern gewünschten An-
spruch auf eine neutrale, unbefangene und unabhängige Aufarbeitung bei besagter 
Person erfüllt, die in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Landesverwaltung steht?  

Fabian Schrumpf (CDU): Ich will noch einmal deutlich machen: Der Tagesordnungs-
punkt heißt „mündlicher Bericht“, und es geht darum, diese Mitarbeiterbefragung dar-
zulegen. Das hat der Staatssekretär getan. Jetzt hier zu suggerieren, als wären sämt-
liche Berichterstattungen aus der Vergangenheit Tatsachen, und dazu Fragen zu stel-
len oder zu sagen, das müsste man jetzt hier ausräumen, übersteigt doch den Tages-
ordnungspunkt bei Weitem. Wir haben uns hier stundenlang in der Sondersitzung da-
mit beschäftigt. Es mag sein, dass Ihnen das Ergebnis nicht gefallen hat, aber jetzt 
hier aus diesem normalen – in Anführungszeichen – Tool der Mitarbeiterbefragung das 
alles miteinander zu vermengen, ist zwar durchschaubar, hilft aber in der Sache über-
haupt nicht weiter. Der Staatssekretär hat ja auch klar ausgeführt, welche Maßnahmen 
ergriffen worden sind, um dann auch eben, ich weiß jetzt nicht … Herr Kutschaty 
sprach flapsig von einem Arbeitgeberranking. Ich weiß nicht, wie damals das Justizmi-
nisterium da abgeschnitten hat,  

(Thomas Kutschaty [SPD]: Da gehe ich jede Wette ein bei dem Ver-
gleich!) 

aber ich glaube, das sollte nicht unser Anspruch sein, hier in den Arbeitgeberrankings 
aufzutauchen, sondern es darum geht, hier konkret dafür Sorge zu tragen, dass die 
Landesverwaltung in ihrer Gesamtheit für junge Menschen eine attraktive Arbeitgebe-
rin ist und bleibt.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sie sehen mich jetzt ein wenig konsterniert. Warum? 
Ich habe, glaube ich, zu keinem Zeitpunkt den Eindruck erweckt, irgendetwas hier un-
ter den Teppich zu kehren, sondern ich habe ganz ruhig Ihre Fragen in der Form be-
antwortet, wie ich sie beantworten kann. Ich bin Staatssekretär und habe ein Verfahren 
mit dem Personalrat und mit den entsprechenden Gremien besprochen. Und wenn Sie 
das nicht interessiert, dass man sich an diese Verabredung hält, und dann hier mehr-
mals Veröffentlichungen aus den Medien, die ich eben auch schon mal in der Form 
angesprochen habe, dass sie den einen oder anderen ärgern, weil sie so nicht stim-
men, … habe ich einfach nur mal zur Kenntnis zu nehmen. Das ist nicht nur eine Ab-
sprache zwischen uns, sondern es geht bei solchen Punkten auch um eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit den entsprechenden Akteuren. In diesem Berichtsan-
trag ist die Abfrage laut § 5 des Arbeitsschutzgesetzes angesprochen, die wir mit Ex-
ternen gemeinsam mit den Gremien abgesprochen haben, um dann die weiteren 
Schritte einzuhalten, um auch die Bewertung, die nicht einfach ist … Deswegen kann 
ich mir Ihre Wortwahl „verheerend“ – auch das kommt ja aus der Presseveröffentli-
chung – nicht zu eigen machen. Das hat nichts mit Schönreden zu tun, sondern, Herr 
Kutschaty, das ist einfach die Wahrheit, weil die Rohdaten letztendlich differenzierte 
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Bilder abgeben. Wenn ich in der Jugendabteilung eines Fußballvereins bin und den 
Trainer kritisiere, dann ist es nicht der Trainer der ersten Mannschaft, sondern es ist 
gegebenenfalls mein vorgesetzter Trainer oder meine Führungskraft. Diese Ableitung 
vorzunehmen, welche Veränderungsnotwendigkeiten in einer gewissen Ebene oder 
Struktur dabei sein müssen, das muss ausgegeben werden.  

Es bedarf teilweise auch Unterstützungsbedarf derer, die neu zu uns gekommen sind 
oder was auch immer. Also, das sind auch mehrere Maßnahmen, die wir gemeinsam 
mit den entsprechenden Akteuren für die Mitarbeitenden besprechen. Und ganz ehr-
lich, zu diesem Thema zu sagen: „Ich sage es mal salopp, Sie werden nicht den Preis 
für den besten Arbeitgeber gewinnen“, ich glaube, das ist – ich kann es ab, die Minis-
terin wird es auch abkönnen – den Mitarbeitern gegenüber nicht zuträglich.  

Das, was Sie als Beurteilung gesagt haben, kann ich mir nicht zu eigen machen. Und 
ich muss das auch in der Form zurückweisen. Warum? Weil wir die entsprechenden 
Maßnahmen, die auch vorgestellt wurden, weiter in einer vertrauensvollen Wertschät-
zung den Mitarbeitenden gegenüber tätigen. Ich verweise auch auf das Protokoll der 
Sondersitzung, in der wir zum Thema „Wertschätzung“ etwas gesagt haben. 

Aber noch einmal: Es geht mir nicht darum, hier etwas abzuwehren. Ich bin nur dazu 
gehalten, weil es eine interne Befragung innerhalb der Mitarbeiterschaft ist, verantwor-
tungsvoll damit umgehen. Ich glaube, eine Personalversammlung ist der richtige Rah-
men dafür.  

Da ist kein Zeitverzug in der Form dabei, weil das Angebote sind, die nicht so sind: Wir 
treffen uns heute mal und setzen uns zusammen oder wir sprechen B2B – das kann 
es auch möglicherweise geben; es ist nur schwer, weil es eine anonyme Befragung 
war und B2B nicht so leicht herzustellen ist –, sondern es geht auch um Angebote, die 
nachhaltig ausgerichtet sind und je nach Bedarf auch abgefragt werden können. Die-
ses werden wir in dem Rahmen so vollziehen.  

Zum Zeitrahmen habe ich gleich am Anfang ausgeführt. Die Personalversammlung 
war geplant, ist verschoben worden und wird jetzt zeitnah terminiert sein. Aber wir sind 
nicht Herr des Verfahrens, sondern der Personalrat. Aber es ist kein Geheimnis. Das 
wird jetzt nicht lange dauern. Daraus werden die Maßnahmen abgeleitet, vorgestellt, 
angeboten.  

Angela Freimuth (FDP): Herr Staatssekretär, ich bitte um Entschuldigung. Dann habe 
ich das offensichtlich nicht so wahrnehmen können. Das heißt, zu diesem Zeitpunkt, 
wann auch immer dann die Personalversammlung stattfinden wird, wird dann auch 
eine Rückmeldung oder eine Empfehlung des Dritten, sozusagen der dritten Person, 
die eingeschaltet wurde, dazu vorliegen?  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Noch mal: Bei der gemäß § 5 Arbeitsschutzgesetz 
durchgeführten Umfrage werden wir durch einen Externen auf der Personalversamm-
lung das vorstellen lassen und daraus Handlungsempfehlungen vorstellen, die nicht 
einen Tag danach sofort stattfinden, sondern auf einen Zeitraum ausgerichtet sind. 
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Natürlich werden wir in allen weiteren Absprachen, Besprechungen dies mit einwirken 
lassen, was noch vonnöten ist.  

Sebastian Watermeier (SPD): Herr Staatssekretär, nach meinen Informationen hat 
es ja 2021 schon mal eine solche Befragung im Hause gegeben. Die Mitarbeiter sind 
damals über die Ergebnisse, glaube ich, zeitnäher informiert worden. Bitte berichtigen 
Sie mich, wenn das nicht der Fall sein sollte. War denn eine Information der Mitarbei-
terschaft über die Ergebnisse der Umfrage im Vorfeld angekündigt worden?  

Mich würde außerdem interessieren: Sie haben im Herbst diese Umfrage gehabt mit 
Ergebnissen, die wie auch immer zu interpretieren sind. Zumindest scheinen es keine 
guten Ergebnisse gewesen zu sein. Sie haben als Hausspitze Gespräche mit der 
Staatskanzlei, mit dem Ministerpräsidenten über das Führungsverhalten im Ministe-
rium gehabt. Das zog sich über eine erhebliche Zeitspanne. Jetzt gab es diese Be-
richterstattung. Wir denken uns diese Berichterstattung jetzt einfach mal kurz weg. 
Was wäre denn der tatsächliche Zeitplan gewesen, in dem die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit Verbesserungen hätten rechnen können, wenn es all diese Berichter-
stattungen nicht gegeben hätte? Glauben Sie nicht auch, dass dieser doch sehr lange 
Zeitraum, bevor überhaupt irgendetwas passiert, bevor man eine Auswertung einer 
Umfrage bekommt, nicht auch das Vertrauen in ein neues Beteiligungsformat erschüt-
tert, dass man nicht glauben muss: „Da beteilige ich mich jetzt, und was da heraus-
kommt, weiß ich nicht, weil als ich mich das letzte Mal beteiligt habe nach gesetzlicher 
Vorschrift, ist ehrlicherweise bisher auch nichts herausgekommen“? Also, ich nehme 
aus Ihren Äußerungen jetzt immer wahr, es hängt irgendwie an dieser Personalver-
sammlung. Aber da stelle ich mir doch die Frage: Wäre diese Personalversammlung 
nicht doch ein sehr dringliches Anliegen gewesen von Hausspitze und Mitarbeiterver-
tretern gemeinsam, wenn es denn nur daran hängt?  

Angela Freimuth (FDP): Ich habe eine Bitte an die Landesregierung, dass, wenn das 
dann stattgefunden hat, Sie freundlicherweise von sich aus den Ausschuss darüber 
informieren, was denn da für Punkte angesprochen wurden.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD): Sehr geehrter Herr Abgeordneter Watermeier, auch 
Sie beziehen sich zum wiederholten Male auf eine Presseveröffentlichung, die ich in 
der Form nicht zu kommentieren habe. Deswegen kann ich Ihre Fragen diesbezüglich 
nicht beantworten.  

Nur um das noch mal zu verdeutlichen: Das hier ist nicht auf Gutdünken, sondern wir 
haben mit den Gremien – ich hoffe, dass für uns alle Personalrat, Schwerbehinderten-
vertretung, Gleichstellungsbeauftragte einen Wert haben – ein Verfahren festgelegt, 
eine Vorstellung, Handlungsableitungen daraus, Einwertung auf: Was hat es letzte Mal 
für Angebote gegeben, sind nicht angenommen worden, oder braucht noch mal ein 
Update? Das sollte vorgestellt werden.  

Ich habe Ihnen gesagt, zur Personalversammlung lädt der Personalrat ein. Er hat aus 
guten Gründen gesagt, wir möchten das gerne zu einem späteren Zeitpunkt haben, 
aber bleiben beim Verfahren gemeinsam dabei. Dem habe ich jetzt erst mal überhaupt 
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nichts entgegenzuhalten. Das hat auch nichts damit zu tun, dass da irgendetwas nicht 
veröffentlicht werden soll oder was auch immer.  

Herr Watermeier, nicht, dass Sie mich falsch verstehen, weil Sie gesagt haben, das 
erschüttert, wenn das eine nicht veröffentlicht wurde, erschüttert das an der Teilnahme 
an ... Das stand in einer Presseveröffentlichung zumindest wortähnlich, und deswegen 
habe ich mich eben darauf bezogen.  

Frau Abgeordnete Freimuth, ich kann Ihnen nur das zusichern … Wir sprechen immer 
noch über eine vertrauliche Zusammenarbeit innerhalb eines Gremiums und einer Ar-
beitsstruktur in einem Ministerium. Das, was wir Ihnen mitteilen können, werden wir 
Ihnen mitteilen. Das, was wir Ihnen nicht mitteilen können, weil eine Vertraulichkeit mit 
dem Personalrat, mit dem Personal verabredet ist, bleibt auch dort. Das ist auch we-
sentliche Voraussetzung, eine offene, ehrliche Kommunikationsstruktur in einem Zu-
ständigkeitsbereich zu haben.  

Aber das, was wir gesagt haben, also dass wir diese Schritte gehen, immer erst intern, 
dann aber auch extern zu kommunizieren, das werden wir dann auch mit den entspre-
chenden Akteuren so besprechen. Ich habe eben ausgeführt, es ärgert sich der eine 
oder andere, der dann plötzlich indirekt zitiert wird, aber sich die Aussage nicht zu 
eigen macht, weil er sich an diese Verabredung sehr wohl hält, und zwar aus guten 
Gründen.  

Ich habe eben ruhig vorgetragen, wie die einzelnen Schritte sind und deren Einwer-
tungen auch von externen Begleitungen. Ich habe auch vernommen, welche Wertun-
gen gegenüber externen Begleitungen vorgenommen werden und deren Unabhängig-
keit. Die Wertungen, die getätigt wurden, kann ich mir nicht zu eigen machen. Ich 
glaube, das wäre auch der Person nicht zuzuschreiben, wenn man sagen würde, sie 
ist da nicht in einer unabhängigen Funktion unterwegs, um diese Auswertung vorzu-
nehmen.  

Vorsitzende Ellen Stock: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Dann stelle 
ich fest, dass wir diesen Bericht zur Kenntnis genommen haben.  
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6 Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung: Kooperationsvereinbarung über 

ein digitales Tool für digitaltaugliche und interoperable Gesetzgebung  

Vorlage 18/5110 
Drucksache 18/19161  

Vorsitzende Ellen Stock leitet ein, der Entwurf der Verwaltungsvereinbarung sei mit 
einer Unterrichtung durch den Präsidenten mit Drucksache 18/19161 zur federführen-
den Beratung an den Ausschuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung sowie zur 
Mitberatung an den Hauptausschuss zugeleitet worden. Man müsse die Verwaltungs-
vereinbarung lediglich zur Kenntnis nehmen und könne inhaltliche Rückfragen stellen.  

Sebastian Watermeier (SPD) möchte wissen, mit welchen Kosten pro Quartal ge-
rechnet werde und wie viele Länder bislang beigetreten bzw. noch nicht beigetreten 
seien. 

LMR Thorsten Ricke (MHKBD) antwortet, die Kosten hingen davon ab, wie viele Län-
der am Ende mitmachten. Die derzeitigen Kosten würden geschätzt für das Land NRW 
etwa 20.000 Euro einmalig und dann knapp 9.000 Euro jährlich sein.  

NRW sei wieder mit die ersten. Das sei eine gute Nachricht. Jetzt wollten viele Länder 
mitmachen. Die Vereinbarung werde zuerst mit Hessen, Brandenburg und NRW be-
schlossen. Weitere Länder stünden in der Warteschlange und würden nachrücken.  

StS Daniel Sieveke (MHKBD) dankt allen Akteuren, die dazu beitrügen, und Herr Wa-
termeier für die Frage, wie viele mitmachten. An den genannten Ländern werde deut-
lich, dass es nichts mit Parteizugehörigkeit zu tun habe. Das Coole sei, dass Personen, 
Länder erkennten, dass es ein guter Weg sei, bei dem man dabei sein wolle. Diese 
Offenheit bringe am Ende den nötigen Erfolg, den man gemeinsam in diesen Berei-
chen haben wolle.  

Auf der föderalen Ebene seien diese Kooperationswahrnehmungen intensiv ausge-
prägt. Auch nach den letzten Vorstellungen im Ausschuss seien andere Bundesländer 
auf NRW zugekommen und hätten gesagt, sie seien dabei. Es sei damals gefragt wor-
den, ob das Land Nordrhein-Westfalen monetär etwas dafür bekomme. Er habe diese 
Frage damals nicht schnell genug beantwortet. Die Kosten verteilten sich auf breitere 
Schultern, aber das sei trotzdem eine gute Variante.  

Der Ausschuss nimmt die Verwaltungsvereinbarung zur Kenntnis.  
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7 Beschluss der Sitzungstermine des Ausschusses für Bauen, Wohnen und 

Digitalisierung für das Jahr 2027 

Vorsitzende Ellen Stock teilt mit, es liege eine Tischvorlage mit einem Vorschlag für 
die Termine der Ausschusssitzungen im Jahr 2027 bis zur Landtagswahl vor. Sie frage 
nach Einwänden.  

Björn Franken (CDU) sagt, seine Fraktion habe ein Problem mit dem 7. Januar. Übli-
cherweise finde in der ersten Woche eines Jahres keine Sitzung statt. Er rege an, den 
Termin um eine Woche zu verschieben. Dann habe man immer noch ausreichend Zeit 
zur Plenarsitzung, um entsprechende Dinge, wenn nötig, vorzubereiten. Vor allen Din-
gen sei nicht der Sitzungstermin an sich das Problem, sondern die Vorbereitung. Er 
denke an Berichte von Landesregierungen und an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Fraktionen, die Vorbereitungen träfen, Dinge auswerteten.  

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und AfD 
folgende Ausschusstermine für 2027 bis zur Landtagswahl: 
14. Januar, 18. Februar und 4. März (Bedarfstermin). 

gez. Ellen Stock 
Vorsitzende 

4 Anlagen 
02.06.2026/02.06.2026 



eg 

» 

» 

„1 " b 

lt 

NRW 
DIE FRAKTION 

SPD 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Bauen, 

Wohnen und Digitalisierung 

Frau Ellen Stock MdL 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

05. Mai 2026 

Beantragung eines mündlichen und schriftlichen Berichts der Landesregierung zur 

Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 21. Mai 2026: 

Welche Position enthält die Digitalstrategie der Landesregierung zur Digitalen Sou-

veränität der Landesregierung und ihrer nachgeordneten Behörden?

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 21. Mai 

2026, beantrage ich einen mündlichen und schriftlichen Bericht der Landesregierung 

zum Thema: Welche Position enthält die Digitalstrategie der Landesregierung zur 

Digitalen Souveränität der Landesregierung und seiner nachgeordneten Behörden? . 

Begründung: 

Wie die Westdeutsche Allgemeine Zeitung (WAZ) in ihrer Ausgabe vom 4. Mai 2026 

unter der Überschrift st Microsoft ein guter oder ein böser Partner? erichtet, 

baue die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen zum US-Tech-Giganten Micro-

soft eine Sonderbeziehung auf. Während andere Bundesländer eine klare Strategie 

zur digitalen Unabhängigkeit fahren und alternative Lösungen in Richtung Open-

Source umsetzen, zum Beispiel Schleswig-Holstein, folge die Landesregierung von 

Nordrhein-Westfalen diesem Trend nicht. 

Sebastian Watermeier MdL 

Sprecher für Bauen, Wohnen und Digitalisie-

rung 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2649 

F 0211.884-3183 

Sebastian.watermeier@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 
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Das ist angesichts der zunehmenden Spannungen zwischen den USA und Deutschland 

bemerkenswert. Vor diesem Hintergrund hat Bundesdigital-minister Karsten Wild-

berger (CDU) offen vor einer Abhängigkeit von US-Anbietern wie Microsoft gewarnt 

und sich für mehr digitale Souveränität ausgesprochen. Demgegenüber ist keine ent-

sprechende Ausrichtung einer kohärenten Digitalstrategie der Landesregierung - so-

fern es diese gibt - zu erkennen. 

Deshalb bitte ich die Landesregierung um einen umfassenden erläuternden Bericht, 

der auch folgende zentrale Fragen beantwortet: 

1. Verfügt die Landesregierung über eine kohärente Digitalstrategie? 

2. Warum wird diese dem Ausschuss trotz mehrfacher Nachfragen nicht vorge-
stellt? 

3. Welche Position vertritt die Landesregierung grundsätzlich zum Thema Digitale 

Souveränität der Landesregierung und seiner nachgeordneten Behörden? 

4. Wird konkret eine Fortentwicklung der Digitalisierung im Wirkungskreis der nord-

rhein-westfälischen Landesregierung betrieben, die in Richtung digitale Souverä-

nität auf der Basis von Open-Source Lösungen geht? 

Mit freundlichen Grüßen 

Sebastian Watermeier MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Bauen, 

Wohnen und Digitalisierung 

Frau Ellen Stock MdL 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

05. Mai 2026 

Beantragung eines mündlichen und schriftlichen Berichts der Landesregierung zur 

Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 21. Mai 2026: 

Stopp bei der Neuordnung der kommunalen IT‑Landschaft in NRW?

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 21. Mai 

2026, beantrage ich einen mündlichen und schriftlichen Bericht der Landesregierung 

zum Thema: Stopp bei der Neuordnung der kommunalen IT‑Landschaft in NRW?

Begründung: 

Die Neuordnung der kommunalen IT‑Landschaft in Nordrhein‑Westfalen ist ein Vor-

haben der Landesregierung unter Federführung des Ministeriums für Heimat, Kom-

munales, Bau und Digitalisierung (MHKBD). Ziel dieses Prozesses ist eine strukturelle 

Weiterentwicklung der IT‑Organisation und ‑Governance unter Einbindung der kom-

munalen Ebene. Der Stand dieses Vorhabens war Gegenstand eines Tagesordnungs-

punktes im zuständigen Landtagsausschuss im März 2026 bei dem die angekündigte 

Berichterstattung per Vorlage kurzfristig zurückgenommen wurde. 

In der öffentlichen Debatte standen zuletzt insbesondere organisations‑ und perso-

nalbezogene Fragestellungen im Umfeld von IT.NRW im Mittelpunkt der Berichter-

stattung. Zugleich wurde seit der Ausschussbefassung im März 2026 öffentlich kein 

Sebastian Watermeier MdL 

Sprecher für Bauen, Wohnen und Digitalisie-

rung 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2649 

F 0211.884-3183 

Sebastian.watermeier@landtag.nrw.de 
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Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 35 -
 

APr 18/1231
 Anlage 2, Seite 1 



#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Weni en. 
Seite 2 

neuer Zeit‑ oder Maßnahmenplan zur Fortführung der Neuordnung der kommunalen 

IT‑Landschaft bekannt gemacht. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob und 

in welcher Form der laufende Prozess unverändert fortgeführt, angepasst oder prio-

risiert wird. 

Aufgrund des großen Interesses an diesem landesweit bedeutsamen Reformvorha-

ben, insbesondere was Transparenz, Umfang, Steuerung und zeitliche Perspektive 

angeht, bitten ich um einen umfassenden erläuternden Bericht u.a. auch um die Be-

antwortung der folgenden konkreten Fragen: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand des Prozesses zur Neuordnung der kommunalen 

IT‑Landschaft in Nordrhein‑Westfalen? 

2. Wurde der Prozess seit der Ausschusssitzung im März 2026 durch die Landesre-

gierung oder das MHKBD angehalten, ausgesetzt, zeitlich gestreckt oder in seiner 

Priorität neu bewertet? 

3. Falls ja, auf welcher Grundlage und mit welcher Zielsetzung? 

4. Hat es seit dem 1. März 2026 hierzu Kabinettsbeschlüsse, ministerielle Weisun-

gen, schriftliche Festlegungen oder interne Entscheidungen mit Auswirkungen 

auf Zeit‑, Organisations‑ oder Beteiligungsstrukturen gegeben? 

5. Falls ja, welche? 

6. Welche nächsten konkreten Schritte sind im Rahmen der Neuordnung der kom-

munalen IT‑Landschaft vorgesehen, und welcher Zeitplan ist hierfür aktuell zu-

grunde gelegt? 

7. In welcher Form und zu welchen Zeitpunkten wurden die kommunalen Spitzen-

verbände seit März 2026 über den Fortgang des Prozesses informiert oder betei-

ligt? 

8. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass die Neuordnung der kommunalen 

IT‑Landschaft unabhängig von aktuellen organisations‑ oder personalbezogenen 

Fragestellungen weiterhin sachgerecht, transparent und planvoll verfolgt wird? 

Mit freundlichen Grüßen 

Sebastian Watermeier MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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„verheerend" gewesen sein soll. 

. 

Für die Vielen, 
nicht die Wenigen. 

SPD-Fraktion im Landtag NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An die 

Vorsitzende des Ausschusses für Bauen, 

Wohnen und Digitalisierung 

Frau Ellen Stock MdL 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

07. Mai 2026 

Beantragung eines mündlichen und schriftlichen Berichts der Landesregierung zur 

Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 21. Mai 2026: 

Ergebnisse der Umfrage zur Mitarbeiterzufriedenheit im MHKBD 2025?

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

für die Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung am 21. Mai 

2026, beantrage ich einen mündlichen und schriftlichen Bericht der Landesregierung 

zum Thema: Ergebnisse der Umfrage zur Mitarbeiterzufriedenheit im MHKBD 2025 . 

Begründung: 

Wie SPIEGEL-Online mit Datum vom 7. Mai berichtet, wurde im Oktober 2025 im 

MHKBD eine Mitarbeiterumfrage gestartet, die zum Ziel hatte, herauszufinden inwie-

weit die Mitarbeiterschaft mit dem Arbeitsklima im Ministerium von Ministerin 

Scharrenbach zufrieden sei. Die Ergebnisse der Befragung sind laut Berichterstattung 

des SPIEGEL deutlich schlechter gewesen sein als bei der vorhergehenden Umfrage 

aus dem Jahr 2021. Aus dem Umfeld des Personalrats im Ministerium wird zitiert, 

dass das Ergebnis der Befragung 

Aufgrund des großen öffentlichen Interesses am Umgang der Ministerin mit deren 

Mitarbeiterschaft und somit auch der Umgangsformen, die die Landesregierung ins-

gesamt mit ihrer Mitarbeiterschaft möglicherweise pflegt bzw. toleriert, bitten ich 

Sebastian Watermeier MdL 

Sprecher für Bauen, Wohnen und Digitalisie-

rung 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2649 

F 0211.884-3183 

Sebastian.watermeier@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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um einen umfassenden erläuternden Bericht u.a. auch um die Beantwortung der fol-

genden konkreten Fragen: 

1. Wann ist die Befragung gestartet worden? 

2. Welche Fragen wurden im Einzelnen gestellt? 

3. Wie war das Ergebnis der Befragung? 

4. Warum wurden die Ergebnisse trotz zugesagter Veröffentlichung und mehrfa-

cher Nachfragen des Personalrats im Haus bis heute nicht veröffentlicht? 

5. Wie bewertet die Hausspitze das Ergebnis der Befragung? 

Mit freundlichen Grüßen 

Sebastian Watermeier MdL 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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